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Eigenthum, Drudd und Verlag von R. Graßmann. 
Annahme von Juſeraten Schulzenſtraße 9 und Kirchplatz 3. 
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Abonnement monatlich 50 Pfg., mit Trägerlohn 70 Pfg., 
anf der Poſt vierteljährlich 2 Mk., mit Landbriefträgergeld 2 Mk. 50 Pig 
Juſerate die Petitzeile 15 Pfennige. 


Beilung. 


Nr. 43. 


Preußiſche Klaſſen⸗Lotterie. 
(Ohne Gewähr.) 

Berlin, 25. Januar. Bei der heute 
fortgefepten Ziehung der 4. Klaſſe 177. königl. 
preußiſcher Klaſſen Lotterie fielen in der Vor⸗ 
mittags-Ziehung : 

1 Gewinn von 600,000 Mark auf Nr. 
146385. 

1 Gewinn von 75,000 Mark auf Nr. 

151880. 
* — 1 Gemn 
89639. a 

1 Gewinn von 5000 Mark auf Nr. 
131645. 

23 Gewinne von 3000 Mark auf Nr. 
48 20608 61560 65547 67502 72155 79395 
80477 100703 102376 107127 108192 
124427 125819 142926 145287 150277 
154020 169794 173543 176431 178233 
178444. i 
41 Gewinne von 1500 Mark auf Nr. 
®, 17175 18659 22968 27199 31554 33212 
38748 39127 42267 42928 48709 54078 
61228 66089 70988 78622 96078 105967 

002 111083 111790 114757 119928 

81 124675 126719 130499 134437 
135633 136107 152442 157922 158000 
160141 163784 177638 182069 187926 
188708 188714. 

50 Gewinne von 500 Mark auf Nr. 570 
3506 4061 6104 8029 8359 23780 26355 
92356 33652 40311 58956 61483 65276 
65464 83267 85036 85165 87281 89696 
92219 95436 97164 100860 105111 105424 
107280 113738 113867 116200 120462 
135299 139260 147299 148301 149408 
151744 155070 155445 158357 163003 
160850 170905 170930 173559 180998 
181054 184432 186670 187235 


von 10,000 Mark auf Nr. 


Preußiſcher Landtag. 
Abgeordnetenhaus. 
7. Sitzung vom 25. Januar. 

Präfident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11 / Uhr. 

Am Miniſtertiſche: v. Goßler. 

Eingegangen iſt ein Entwurf betreffend die 
Einrichtung von Kehrbezirken für Schornſtein⸗ 
feger. 

Zur Verhandlung ſteht folgende von den 
Abgg. Dr. v. Jagdzeweki und Genoſſen 
eingebrachte 

. Interpellation: 

„Laut Miniſterial⸗Reſkript vom 7. Septem⸗ 
ber und 6. Oktober 1887 iſt der polniſche 
Sprachunterricht unterſchtedslos in ſämmtlichen 
Volkeſchulen des Großherzogthums Poſen und 
der Provinz Weſtpeußen in Wegfall. 

Wir richten an die Regierung die Frage: 
Welches find die leitenden Motive beim Erlaß 
der in Rede ſtehenden Verfügungen geweſen 
und welche pädagogiſchen und politiſchen Ziele 
find bei ihrer Durchführung ine Auge gefaßt 
worden.“ 

Miniſter v. Goßler erklärt ſich zur fo 
fortigen Beantwortung der Interpellation bereit. 
Abg. Dr. v. Jagdzewski (Pole) be⸗ 
gründet die Einbringung der Interpellation mit 
dem Hinweis, daß das Schulweſen der in der 
Interpellation genannten Provinzen an einem 
wichtigen Wendepunkt angelangt ſei. Bisher 
habe ſtets der Grundſatz gegolten, daß die Kin⸗ 
der in den Volksſchulen in ihrer Mutterſprache 
unterrichtet würden. Dieſer Grundſatz ſei den 
Kindern polniſcher Eltern gegenüber bereits auf- 
gegeben worden, aber man habe daran feftgehal- 
ten, daß in den Volksſchulen der polniſch reden ⸗ 
den Landesthelle wenigſtens noch polntſcher Sprach- 
unterricht erthellt werde. Die einzelnen Kultus- 
miniſter hätten ſtets erklärt, daß man an dieſem 
Sprachunterricht feſthalten müſſe, auch Herr von 
Puttkamer hat das ausgeſprochen. Auch die Red⸗ 
ner der einzelnen Partelen, ſelbſt der konſervative 
Abg. Stroſſer, ſeien für dieſes Prinzip eingetre- 
ten. Und das ſoll nun aufgegeben werden? Die 
polniſche Bevölkerung habe keinen Anlaß zu den 
tief einſchneidenden Erlaſſen des Miniſters gegen 
den polniſchen Sprachunterricht gegeben, ſie er- 
fülle ihre Pflichten nicht minder gut als die an 
vere Bevölkerung. Das Vorgehen der Regie- 
rung beweiſe, daß fie den verkehrten Grundſatz 
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befolge, daß die Kinder des Volkes die Kinder 
des Staates und nicht der Familie wären. Alle 
Eltern Preußens müßten die polniſche Bevölke⸗ 
rung in ihrem Proteſte unterſtützen. Wenn der 
Regierung dieſes Feſthalten am Nationalgefühl 
nicht imponire, müſſe dann nicht jedes Gefühl 
der Lopalität in's Wanen kommen. Redner 
wolle das Deutſchthum, deſſen hohe Aufgabe er 
anerkenne, nicht antaſten, aber daſſelbe Intereſſe 
hätte die polniſche Bevölkerung doch an der pol- 
niſchen Sprache, wie die deutſche an ihrer Mutter 
ſprache. Das Sprachrecht der Polen ſteht auch 
unter dem Schutze der Humanität. 


Miniſter v. Goßler: Die Interpellation 
beginnt mit der Erwähnung des Großherzogthums 
Poſen; ich bemerke, daß ich nur eine Provinz 
Poſen kenne. Die Anordnung über den Wegfall 
des polniſchen Sprachunterrichts verfolgt das Ziel, 
die polnischen Unterthanen in der deutſchen 
Sprache beſſer als bisher zu unterrichten, ſie aus 
dem Zuſtand der Iſolirtheit zu befreien und ſie 
zu befähigen, daß fie beſſer als bisher an dem 
allgemeinen Erwerbsleben theilnehmen können. 
Alle ſind wir darin einig, daß alle Unterthanen 
Preußens ſich der deutſchen Sprache vollkommen 
zu bedienen in der Lage fein müſſen. Der Vor⸗ 
redner anerkennt die Bedeutung des Deutſch 
thume, trotzdem aber wird in feiner Heimath, wo 
es irgend möglich, gegen die Ausbreitung der 
deutſchen Sprache angekämpft. Durch das Gejeh 
über die Geſchäftsſprache iſt Jeder in die Noth⸗ 
wendigkeit verſetzt, ſich der deutſchen Sprache im 
Verkehr mit den Behörden ꝛc. zu bedienen. Wo 
polniſche Arbeiter mit mangelhafter Kenntniß des 
Deutſchen vorhanden find, da leben fle nothge 
drungen ſehr iſolirt und bilden für Staat und 
Kirche ein ſehr ſchwer zu behandelndes Element. 
Die Kenntniß der deutſchen Sprache iſt für Je⸗ 
den, der ſich durch ſeine Arbeit in Preußen er⸗ 
nähren will, eine Nothwendigkeit; trotzdem iſt in 
der polniſchen Bevölkerung die Kenntniß der 
deutſchen Sprache noch ſehr ungenügend vertreten. 
Es liegt das zumeiſt an der Beſtimmung des 
Lehrplans, welcher bisher in den polniſch reden⸗ 
ten Landesthellen die Beibehaltung des polniſchen 
Sprachunterrichts forderte. Die günſtigen Jol⸗ 
gen, die man von einem ſolchen Unterricht er⸗ 
wurtete, find nicht eingetreten; der polniſche 
Sprachunterricht, der in polniſcher Sprache er- 
theilte Religionsunterricht führte dazu, daß die 
Kinder dem deutſchen Sprachbewußtſein und der 
Widerſtandefähigkeit gegen das Polniſche ent 
zogen wurden. Wir mußten daher zu der Ent 
ſcheidung kommen, den zweiſprachigen Unterricht 
aufzuheben, den Unterricht auch für Poſen und 
Weſtpreußen nur deutſch ertheilen zu laſſen — 
wir ffen, damit dieſelben Erfolge wie in Op 
pelr zu erzielen. (Heiterkeit im Zentrum.) Die 
Befürchtung des Vorredners, daß die Kinder da⸗ 
durch der polniſchen Sprache ganz entzogen wer⸗ 
den, kann ich nicht thellen und berufe mich hier⸗ 
bei auf die Reſultate in Oberſchleſien. Der 
Frage des Religtoneunterrichts widmen wir ſtete 
Beachtung, wir können aber nicht. zugeben, daß 
das religiöje Intereſſe mit dem ſprachlichen ver 
quidt werde. Dieſe Verquickung des Groß polni- 
ſchen mit dem Religiöfen, die der „Kur. Pozn.“ 
herbeigeführt, hat allein die Aufregung in der 
Provinz Poſen hervorgerufen und zu der Bolfs- 
verſammlung geführt, in der auf die Auferſtehung 
des Königreichs Polen lebhafte Hoffnungen aus- 
geſprochen worden ſind. Man hat verſucht, die 
Sache ſo darzuſtellen, als ob Sprachunterricht 
und Reltgions-Unterriht in der Mutterſprache 
identiſch ſeien, es zeigt dieſe Verquickung, wie 
unredlich dieſer Kampf geführt wird. Wir haben 
den polniſchen Sprachunterricht aufgehoben, nicht 
aber den Religionsunterricht angetaſtet. Es iſt 
unſer Ziel, daß alle Unterthanen Preußens die 
deutſche Sprache erlernen und von dieſem Ziele 
werden wir uns nicht abbringen laſſen. 

Das Haus beſchließt die Beſprechung der 
Interpellation. 

Abg. Dr. v. Stablewski Pole) erwi⸗ 
dert dem Miniſter, daß ſeine ganze Ride ſich in 
zwei Worten e ſchöpft, in den Worten vae vietis! 
Die Mafregel des Sprachunterrichts Verbots jei 
weder pädagotziſch zu rechtfertigen, noch politiſch, 
fie jei ein Ausfluß der Macht, aber nicht dee 
Rechts. Der Hinweis auf das frühere Verbot 
in Oberſchleſien könne doch das Verbot in Poſer 
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nicht entſchuldigen, man könne doch ein Unrecht 
nicht durch ein anderes Unrecht begründen. Die 
Maßregel gefährde die ohnehin ſchon genug ge- 
fährdete Religion. Aber den materiellen Waffen 
der Regierung werde der geiſtige Widerſtand der 
polniſchen Bevölkerung im Wege ſein. Der Vor⸗ 
wurf, daß von uns Sprachunterricht und Reli⸗ 
gionsunterricht verquidt werde, trifft nicht zu. 
Die Verordnung des Miniſters komme nur der 
Sozialdemokratie zu Gute; die Schwächung der 
Religion werde die Folge ſein, ſchon jetzt werde 
er zum großen Theile von Proteſtanten ertheilt 
— wie könne man da eine konfeſſlonelle religiöfe 
Erziehung erwarten? Diiſe Behandlung der 
Polen werde man vor der Geſchichte niemals ver⸗ 
theidigen können, auf ſolchen Maßregeln ruhe 
Gottes Segen nicht, der Racenkampf und Völker- 
kampf werde dadurch großgezogen. (Beifall bei 
den Polen.) 

Abg. Irhr. v. Minnigersde (konſ.): 
Ich betrachte den Erlaß des Kultusminiſters als 
ein weiteres Glied in der Kette der Maßregeln, 
die wir mit den Polenvorlagen beſchloſſen haben. 
Ich begreife die Erregung der polniſchen Abge⸗ 
ordneten, die Verfügung hat auch mich zuerſt 
peinlich berührt, aber wir müſſen doch zugeben, 
daß die Maßregel nothwendig, daß fie eine be⸗ 
rechtigte Forderung der Staatsraiſon iſt. Die 
Maßregel liegt doch auch im Intereſſe der Polen 
ſelbſt, fie macht fie er werbs fähiger, beſs gt fle 
ihre Intereſſen den Behörden gegenüber zu 
vertreten als bisher. Unverſtändlich ift mir noll- 
ends, wie man aus dieſer Maßregel eine Hein)- 
ſeligkeit gegen die katholiſche Kirche folgern kann. 
(Beifall rechts.) N 

Abg. Frhr. v. Zedtlitz: Ich habe namens 
der freikonſervativen Partei nur zu erklären, daß 
wir mit den Zielen der Regierung einverſtanden 
ſind und ebenſo mit der Maßregel, gegen die die 
Interpellation fi richtet. (Beifall rechts.) 

(Die Miniſter verlaſſen den Saal.) 

Abg. Dr. Wiadthorſt: Ich bedauere, 
daß bei einer ſo wichtigen Frage ſämmtliche Mi⸗ 
niſter den Saal verlaſſen haben — ich kann das 
nicht als einen Beweis beſonderer Achtung gegen 
die Volksvertretung betrachten. (Zuſtimmung.) 
Miniſter v. Goßler erſcheint am Miniſtertiſche. 
(Heiterkeit) Wir leben in Europa in beunruhi⸗ 
genden Verhältniſſen — ich wundere mich, wie 
man in einem ſolchen Augenblick mit einer Maß⸗ 
regel vorgehen kann, die die Polen erbittern 
muß. Im Kriege entſcheiden nicht allein die 
Waffen, ſondern der Muth und die Begeifte- 
rung, mit der ſie getragen werden — mit wel⸗ 
chen Gefühlen ſoll das 5. Armeekorps in den 
Krieg ziehen, wenn es daheim die Durchſetzung 
ſolcher Maßregeln befürchten muß? (Unruhe 
rechts.) Macht man ſolche Maßregeln an der 
Oſtgrenze, dann verſtehe ich die Militärforderung 
nicht, dann beftcht keine Krlegsgefahr. Die Maß⸗ 
regel widerſtrebt dem Naturrecht und der Natur, 
fie wird deshalb nicht durchgeführt werden kön⸗ 
nen. Der Hinweis, daß die feierlichen Ver⸗ 
ſprichungen und Verträge, die den Polen gemacht 
ind, nicht mehr gelten, iſt nicht zutreffend, denn 
die Verträge ſind niemals aufgehoben worden, 
ebenſo wenig gilt mir der Hinweis auf das 
Sprachengeſetz, denn auch dieſes widerſpricht der 
Verfaſſung. Ich warne den Kultusminiſter vor 
der Schultyrannei, dieſe Tyrannei darf nicht fort- 
beſtehen; die Schule muß den Forderungen der 
Eltern entſprechen — das iſt es, was ich fordere, 
alles Andere iſt Schultyrannei (Widerſpruch 
rechts) und ich hoffe, der Proteſt gegen dieſe 
Schultyrannei wird wachſen. Wenn Maßregeln, 
wie die vorliegenden, geſchehen können, ohne daß 
wer gefragt iſt, jo kann morgen auch ein frei- 
geiſtiger Kultusminiſter den Katholizismus ganz 
aus der Schule entfernen. Jetzt wird ein be⸗ 
kannter Geiſtlicher aus der Leitung der inneren 
Miſſion entfernt — was wird geſchehen, wenn 
der Geiſt, der dieſe Entfernung bewirkt, auch ins 
Kultusminiſterium einzieht — oder ſollte er viel 
leicht ſchon eingezogen fein (Heiterkeit). Die Rede 
des Kultusminiſters hätte viel kürzer ſo lauten 
können: „Alſo dekretirt in Friedricheruh und 
dabel bleibt es. (Heiterkeit) In Schrift und 
Wort aber muß das richtige Prinzip immer wie⸗ 
der verfochten werden ſelbſt über den Kopf dee 
Herrn v. Zedtlitz und wird ſich dann Bahn 
brechen. So müſſen auch die Polen energiſch, 


aber mit Beachtung des Geſetzes weiter kämpfen, 
dann wird der Sieg ihnen ſicher ſein. Der Mi⸗ 
niſter warf den Polen Agitation vor, aber wel⸗ 
cher Miniſter agitirt denn nicht und hat nicht der 
Staat durch fein Pre. und Verſammlungsgeſetz 
die Agitation ſanktionirt? Deshalb halte ich die 
Agitation der Polen für ganz berechtigt. Wenn 
man die polniſche Sprache aus der Schule ver⸗ 
drängt, ſo iſt es unmöglich, daß polniſche Kin⸗ 
der überhaupt Religlon lernen — freilich hat 
man uns ja im Kulturkampfe bereits entgegen ⸗ 
gehalten: beſſer keinen Religionsunterriht als 
polniſchen! Ich wünſchte lebhaft, daß alle 
Polen nur Deutſch lernen und ſprechen, aber 
mit ſolchen Wünſchen beſeitigen wir kein Natur⸗ 
recht. Wir werden mit ſolchen Maßregeln gegen 
die Polen nichts ausrichten und am allerwenigſten 
das Germanenthum ſchüzen. Man wird ſpäter 
bedauern, ſolche Maßregeln ergriffen zu haben, 
wie man wohl auch bedauern wird, Polen ge⸗ 
theilt zu haben. (Beifall im Zentrum.) 
Miniſter von Goßler: Ich wiederhole, 
daß wir in feiner Weiſe eine Veränderung über 
die Erthellung des Religtonsunterrichts in den 
polniſchen Schulen veranlaßt haben. i 


Abg. Ster (nat. lib.) erklärt ſich namens 


feiner Partel für die Maßregel der Regierung. 


Abg. Irhr. v. Shorlemer (Zentr.). Der ne N 


Kultusminiſter meinte, die vielen polniſchen Ar- 
beiter, die hierher und in andere Induſtriebezirke 
geben, machten Schwierigkeiten; ich kann das aus 
meiner Kenntniß der Verhältniſſe in Weſtfalen 
entſchleden vefreiten. Daß die Abſchaffung der 


polniſchen Sprache in den Schulen mit der Anf. a 


bebung des Religions Unterrichts in polniſcher 


recht halten, Herr Windthorſt hat das auch ſach . 
lich begründet. Ich bin immer für die polnij 3 
Mitbürger eingetreten, wenn ich ſah, daß ſie in 
ihren Rechten gekränkt wurden; das thue ich auch 
jetzt gegenüber dieſer Maßregel. Die Provinz 


Sprache zuſammenhängt, muß ich entſchieden 25 - 


Poſen iſt untrennbar mit Preußen verbunden, und 
jeder Verſuch der Trennung iſt entſchieden zurück⸗ 
zuweilen, Aber ich muß auch vieles miß billigen; 
beſonders die Adreſſe an den Erzbiſchof Dr. Din⸗ 
der, und ich ſehe mich genöthigt, da ich ſonſt ſo 
entſchleden für die Polen eintrete, dies zu tadeln. 
Solche Ausführungen, wie in der Adreſſe, find 
reſpektswidrig, unerlaubte revolutionäre Kritik 
(ſehr wahr!), nicht die Preſſe iſt das Forum, vor 
welches man das Verhalten eines Biſchofs zieht 
(ſehr richtig!). Ich mißbillige ferner den Grund⸗ 
ſatz: lieber kein Religionsunterricht, wenn nicht 
in polniſcher Sprache. Ich möchte wünſchen, 
daß dergleichen nicht wieder vorkommt. Im In⸗ 
tereſſe des Vaterlandes und mit Rückſicht auf 
dle feierlichen Zuſagen muß ich die hier in Rede 
ſtehende Maßregel tief mißbilligen. Ein mangel⸗ 
hafter Unterricht wird die Folge ſein; weder 
deutſch noch polniſch werden die Kinder lernen. 


Die Kinder werden nur widerwillig den Unter⸗ 


richt genießen und jo wird der Mißmuth in die 
Familien übertragen. Der Grundgedanke der 
ganzen Maßregel iſt der, zu germaniſtren; aber 
der Weg iſt ganz verkehrt. Gerade dadurch wird 


der Pole nur noch polniſcher werden. Diefe Maß ⸗ . 


regel ſchafft Sozialdemokraten, denn die Soztal⸗ 
demokratie iſt die Abwendung von Gott. 
größte Verſchärfung des Sonialiſtengeſetzes wird 
nicht jo viel refrimintren, als derartiges Vorgehen 
Sonaldemokraten neu erzeugt. Nach einem ſieg⸗ 
reichen künftigen Kriege, der hoffent eich noch lange 
ausbleiben wird, aber ſicher kommen wird, wird 
man wahrſcheinlich ein Zwiſchenreich, ein König ⸗ 
reich Polen begründen und die Germaniſtrung 
Poſens kann bis dahin nicht erfolgt ſein. Ich 
kann nur die Regierung bitten, zum Helle des 
Vaterlandes dieſen verfehlten Weg zu verlaflen, 
(Beifall.) 

Abg. Dr. Wehr (freikonſ.) : Dieſe Ver ⸗ 


fügung beſteht in Weſtpreußen ſchon längere Zeit. x 
Ich kann aber nicht finden, daß die Irreligſoſttät 


dadurch größer geworden if. Ich kann dieſe 


Erregung nicht verſtehen, die dieſe Verfügung in 


den betheiligten Kreiſen hervorgerufen hat. In 
Weſtpreußen und Oppeln iſt nichts von dem zu 
ſpüren, was man jetzt prophezeit. (Widerſpruch 


bei den Polen.) Dem Abg. Schorlemer geg 
über beſtreite ich, daß dieſe Maßregel So : 
demokraten zeugt; gerade well die alte Bolt 
noch befolgt war, haben wir in Poſen Sorai- 
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demoliaten. Herr Windthorſt hat angekündigt, 
daß nun der Kulturkampf gegen die Schule be ⸗ 
ginnen werde. Ich meine, das iſt das Schlimmſte, 
was uns im Innern pajfiren kann. (Beifall 
rechts.) 

Abg. Jarochowski (Pole): Wer würde 
es verſtehen, wenn fein Kind in einer anderen 
als der Mutterſprache unterrichtet wird. In 
Bezug auf die Adreſſe, die Herr v. Schorlemer 
erwähnte, möchte ich bemerken, daß ich die Lau⸗ 
terkeit ſeiner Informationen bezweifle. Des 
Weiteren wiederholt Redner die ſchon vorge⸗ 
brachten Bedenken gegen die antipolniſchen Maß⸗ 
regeln. 

Darauf wird die Debatte geſchloſſen und 
damit iſt die Interpellation erledigt. 

Die Ueberſicht der Staate einnahmen und 
Ausgaben 1886 —87 und die Rechnung über 
den Etat von 1884-85 und die Fonds dee 
ehemaligen Staatsſchatzes für 1. April 1884 — 85 
werden auf Antrag des Abg. Bödiker (Zentr.) 
der Richnungskommiſſton über wieſen. 

Die Verhandlungen des Landes. Eiſenbahn 
raths gehen an die Budget⸗Kommiſſton, ebenſo 
der Bericht über die Ergebniſſe des Betriebs der 
für Rechnung des Staats verwalteten Eiſenbah⸗ 
nen in 1886 — 87, der Beriht über die Bau⸗ 
Aus führungen und Biſchaffungen der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung vom 2. April 1886 bis dahin 1887 
und ſchließlich auch die Nachrichten von der Ver⸗ 
waltung der preußiſchen Bergwerke, Hütten und 
Salinen 1886— 87. 

Hierauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 12 Uhr. 

Tages ordnung: Erlaß der Neliktenbelträge 
und kleinere Vorlagen. 

Schluß 3 Uhr. 

Deutſchland. 

Berlin, 25. Januar. Morgen, Donnerſtag, 
findet bei den kaiſerlichen Majeftöten im hieſigen 
königlichen Palais eine größere Soirte ſtatt, zu 
welcher über 370 Einladungen ergangen ſind. — 
Am Freitag Mittag gedenkt Se. Majeſtät im hie- 
ſigen könſglichen Palais ſich diejenigen Kadetten 
vorſtellen zu laſſen, welche nach beendetem Examen 
in dieſem Frühjahr in die Armee eintreten. 

— Der Fürſtbiſchof von Breslau Dr. Kopp, 
welcher ſich geſtern zum Fürſten⸗Reichskanzler nach 
Friedrichsruh begeben hatte, traf von dort geſtern 
Abend 9 Uhr wieder in Berlin ein, und reifte 
dann Abends um 11 Uhr nach Breslau zurück. 

— Die jeitherigen Veröffentlichungen über 
die Einbringung eines Geſetzentwurfs Kropatſcheck⸗ 
von Schenckendorff bezüglich der Gleichſtellung der 
Lehrer höherer Lehranſtalten nicht ſtaatlichen Pa⸗ 
monats mit den betreffenden Lehrern an ſtaat⸗ 


lichen Anſtalten bedürfen der Berichtigung und 


Aufklärung dahin gehend, daß der Antrag ſelbſt 
zur Zeit noch nicht eingebracht iſt. Es handelte 
ſich bislang vielmehr nur um eine vorläufige Ver⸗ 
ſtändigung nach der Richtung, ob diejenigen Kreiſe, 
welche dem Antrage vor zwei Jahren zugeſtimmt 
haben, prinzipiell geneigt find, dieſe Frage bei 
den jetzt beſſer gewordenen finanziellen Verhält⸗ 
niſſen auf Grundlage der frühtren Beſchlüſſe wie⸗ 
der aufzunehmen. Dieſe Frage iſt jetzt allſeitig 
bejaht worden, und es haben deshalb erſt jetzt 
die Verhandlungen darüber beginnen können, in 
welcher definitiven Form der Antrag einzubringen 
ſei. Hierbel wird vom praktiſchen Geſichts punkt 
der Standpunkt einzunehmen ſein, daß die im 
Herrenhauſe feiner Zeit geltend gemachten Ein- 
wände, ſel es in der Form des Antrages, ſei es 
in den Motiven zu demſelben, billige Berückſichti⸗ 
gung finden. Nach Lage der Verhältniſſe iſt zwar 
anzunehmen, daß die definitiven Vorſchläge der 
Antragſteller die Zuſtimmung der betreffenden 
Parteien finden werden, indeſſen werden die be⸗ 
zäglichen Beſchlüſſe de ſelben doch ſelbſtverſtändlich 
noch abzuwarten ſein. 

— Die „Nowoje Wremja“ behauptet, daß 
in dem Artikel des „Militär-Wochenblatts“ gegen 
die Ausführungen des ruſſiſchen „Invaliden“ 
fälſchlicherweiſe das flebente ruſſiſche Korps den 
Truppen in den Bezirken Warſchau, Wolhynien 
und Kiew zugezählt ſei. Die Aufſtellung des 
„Militar-Wochenblattes“ iſt aber durchaus richtig 
und wird deutſcherſeits entſchieden aufrechterhalten. 

— Der geſtrige Empfang des rumäniſchen 


Miniſters Sturdza bei dem Reichskanzler in Fried⸗ 
richsruh wird einen günſtigen Eindruck hervor⸗ 


bringen. Herr Sturdza war dem Fürflen Bis 
marck ſchon ſelt 1880, wo er ihn in Kiſſingen 
ſah, perſönlich bekannt und wurde von ihm faſt 
jedesmal, wenn er in Berlin verweilte, empfangen. 
Man erinnert ſich, daß im vorigen Herbſt Tele⸗ 
gramme aus fla wiſcher Quelle in franzöſiſchen 
Blättern die Abſicht eines Beſuchs des Minifters 
Bratiano in Friedrichsruh angekündigt hatten und 
zu verfiehen gaben, der Reichskanzler habe benjel- 
ben nicht gewünſcht, worauf derſelbe unterblieben 
ft Das war natürlich Erfindung und worde 
als ſolche auch in einem telegraphiſchen Rund 
ſchrelben den rumäniſchen Geſandten im Auslande, 
wie erimmerlich, bezeichnet. Jene Erfindung follte 
natürlich eine Erkaltung der guten Beziehungen 
wiſchen Rumänſen und den deutſchen Mächten 
annehmen laſſen. Daran hatte natürlich kein 
Unterrichteter geglaubt, und der gegenwärtige 
Empfang des Miniſters Sturbza in Frledrichsruh 


bat die Fortdauer des guten Einvernehmens zwi⸗ 


ſchen den beiden Regierungen nach allen Seiten 
kundgegeben. Daß der Minifter Sturdza feine 
biefige Anweſenheit auch verwerthen würde, um 
ſich über die Lage zu unterrichten, war jeldflver- 
ſtändlich und er wurde dadurch in ſeinen Unter⸗ 
redungen mit dem Reichskanzler gewiß aus reichend 
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in den Stand geſetzt. Herr Sturdza wird nach 
den gegenwärtigen Beſtimmungen, wie man hört, 
etwa bis Donnerſtag Abend noch hier verweilen 
und dann feine Rückreiſe nach Bukareſt antreten, 
wo bekanntlich für die erſten Tage des Februar 
die Wahlen bevorſtehen. Sie ſollen dem Mini⸗ 
ſterium Bratians eine ſehr große Mehrheit in 
Ausſicht ſtellen. Die Unterhandlungen mit Oeſter⸗ 
reich wegen des Handels vertrages ſollen bis nach 
den Wahlen vertagt ſein. Daß der Miniſter des 
Aus wärtigen, Pherelydes, deswegen nach Wien 
gereift wäre, wie dortige Blätter gemeldet haben, 
fol auf einem Irrthum beruhen und jedenfalls 
verfrüht ſein. 


— Der jetzt im Wortlaut hier vorliegende 
jüngſte Aufſatz des Brüſſeler „Nord“ ſchwelgt 
über die angekündigten vorläufigen Verhandlungen 
oder Beſprechungeu wegen Bulgariens. Nur ein 
Petersburger Brief enthält eine Andeutung dar⸗ 
über. Die von dem Blatte erhobenen Anſchuldi⸗ 
gungen gegen Dufterreih find gegenſtandslos und 
der journaliſtiſche Schachzug wegen Bosniens und 
der Herzegowina ſoll offenbar nur die Aufmerk⸗ 
famfeit von den ruſſiſchen Plänen in Bulgarien 
ablenken, die natürlich aur vertagt find und für 
deren Verwirklichung Rußland eine günfligere Zeit 
erwartet. 


— Der Etat der Etſen bahnverwaltung ent- 
hält unter den dauernden Ausgaben „zur Prä⸗ 
mitrung nützlicher Erfindungen auf dem Gebiete 
des Eiſenbahnweſens“ eine neu eingeſtellte For⸗ 
derung von 15,000 Mark, die namentlich wegen 
ihrer Begründung Beachtung verdient. Dieſe 
letztere beweiſt nämlich, daß die Verwaltung ſelbſt 
der in der Verſtaatlichung und Verelnheitlichung 
eines jo großen Bahnnetzes liegenden Gefahr, es 


— möchten die früher durch den Wettbewerb der 


zahlreichen Einzelbahnen und ihrer Techniker ge⸗ 
währleiſteten Fortſchritte im techniſchen Eiſenbahn⸗ 
weſen auf die Dauer nachlaſfen und erlahmen, 
ſich wohl bewußt if. Nach der jetzt erfolgten 
Durchführung der Verſtaatlichung — ſo wird in 
den Erläuterungen ausgeführt — hat die Staats- 
eiſenbahnver waltung der Vervollkommnung ber für 
den Betrieb und die Verwaltung der Bahnen be⸗ 
ſtehenden techniſchen Einrichtungen in erhöhtem 
Maße ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Das 
Eiſenbahnweſen iſt feiner Natur nach auf eine 
ſtetige Fortentwicklung in allen Zweigen des 
Dienſtes hingewieſen und im Anſchluß an die 
Fortſchritte der Technik und die wechſelnden Be⸗ 
dürfniſſe des Verkehrs einer ununterbrochenen 
Umgeſtaltung unterworfen. Es gehört zu den 
wichtigſten Aufgaben der Staatseiſenbahnverwal⸗ 
tung, den Beſtrebungen Förderung angedeihen zu 
loſſen, welche darauf abzielen, die neueſten Er⸗ 
gebniſſe der wiſſenſchaftlichen Forſchung auf tech⸗ 
niſchem Gebiete für das Elſenbahnweſen nutzbar 
zu machen, und es entspricht der jetzigen Stellung 
dieſer Verwaltung, ſelbſtſtändig Maßnahmen zu 
treffen, welche thuslichſt alle berufenen Kräfte 
innerhalb und außerhalb der Beamtenkreiſe zur 
Mit wirkung an der Löſung der geftellten Aufgabe 
anzuſpornen dienlich erſcheinen. Zur Erreichung 
dieſes Zieles iſt der erwähnte Betrag dauernd in 
den Haushalteplan eingeſtellt worden. Man kann 
nur dringend wünſchen, daß ſich alle Eiſenbahn⸗ 
beamten von dieſem an der obern Stelle herr⸗ 
ſchenden Geſſte durchdringen laſſen und ſich be- 
wußt bleiben, daß Einfeitigkrit und Stillſtand für 
die Verwaltung und namentlich für die Technik 
des Eſſenbahnweſens die ſchlimmſten Gefahren ber⸗ 
gen. Dazu gehört freilich eben jo ſehr, daß die 
von derſelben obern Stelle den Eiſenbahntechni⸗ 
kern zugedachte Stellung und ein durchweg maß⸗ 
gebenderer Einfluß als bisher dieſen auch that⸗ 
ſächlich beigelegt wird, während, wie manche uns 
bekannt gewordene Thatſachen erweiſen, dieſer be- 
abſichtigte und für den ſachgemäßen geſund en 
Fortſchritt unentbehrliche Einfluß von den mitt⸗ 
lern Verwaltungsſtellen noch vielfach künſtlich nie- 
derzuhalten geſucht wird. Die wichtigſten und in 
ihren Folgen höchſt ſegensreichen Einrichtungen 
unſeres Eiſenbahnweſens find ſolchen Tachnikern 
zu danken, die in erſter Linie vermöge ihrer lei⸗ 
tenden Stellung in der Lage waren, ihren Ein⸗ 
fluß für deren Erprobung und Durchführung er⸗ 
folgreich geltend zu machen. Das darf auch in 
den Elſenbahndirektionen nie vergeſſen werden. 


Aus Schleswig⸗Holſtein, 22. Januar. Graf 
Emil zu Rantzau Roſtorff, der ſeit 17 Jahren 
ununterbrochen vom Könige zum Landtage marſchall 
des ſchleewig - holſteiniſchen Provis zial - Landtages 
ernannt wurde, hat, wie bereits kurz telegraphiſch 
gemeldet, den dringenden Wunſch ausgeſprochen, 
nicht wieder zu dieſem Amte berufen zu werden, 
da feine ſchwer angegriffene Geſundheit ihm die 
Enthaltung von jeder anſtrengenden Thätigkeit ge⸗ 
bietet. Verſuche, ihn vorübergehend durch den 
Vihemarſchall zu entlaſten, find jan den beſtimm⸗ 
ten Erklärungen des Grafen geſcheitert, der da⸗ 
mit zugleich aus dem Amte eines Vorſitzenden des 
provinztalſtändiſchen Verwaltungs-⸗Ausſchuſſes ſchei⸗ 
det. Es wäre zu wünſchen, daß die Gefundpeit 
des hoch verdienten Mannes ſich alsbald kräftigen 
möge, damit er bald wieder in das öffentliche 
Leben der Provinz einzutreten vermag. 

Die baieriſche Regierung hat kürzlich drei 
ihrer Staalsbaubeamten beurlaubt, die bei dem 
Bau des Nord⸗Oſtſee⸗Kanals beſchäftigt werden 
ſollen. Auch die übrigen größeren Bundesſtaaten 
haben den gegebenen Zuſicherungen gemäß Be⸗ 
amte zum Kanalbau geſtellt. Der kaiſerlichen 
Kanalbau-Rommiſſton, welche bie her aus den Re 
gierungsräthen Löwe und Fülſcher beſtand, iſt als 
drittes Mitglied der Waſſerbau-⸗Inſpektor Tolkmitt 
beigegeben. Zum Juſtitlar der genannten Rom- 
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miſſton iſt der Amts richten Weimecker aus Bram 
ſtedt ernannt. 

Die in den Jahren 1870 — 71 nach Elſaß⸗ 
Lothringen verjepten ſchleswig⸗holſteiniſchen Steuer 
und Zollbeamten find bei der Reichsbehörde ein ⸗ 
gekommen, bei Errichtung der Zolllinte im Ham⸗ 
burger Hafen verwandt zu werden, um der Hei- 
math wieder näher zu kommen. Dieſelben haben 
durchweg zuſagende Antworten erhalten. 


Ausland. 


Peſt, 24. Januar. Das Unterhaus nahm 
mit 215 gegen 113 Stimmen das Budget als 
Grundlage für die Spezlaldebatte an. 

Paris, 23. Januar. Die Budget Debatte, 
die mit Ungeduld erwartete, ſollte am Montag 
im Palais Bourbon begonnen werden, aber fie 
erſchien erſt an fünfter Stelle auf der Tages⸗ 
ordnung, und der größere Schutz der Ver⸗ 
friſchung des Rohelſens, den die Schutzzöllner be- 
trieben, ſowie die Frage wegen der Abgangs⸗ 
kanäle gingen vor. Die Berathung des Budgets 
hat in dieſem Jahre beſondere Schwierigkeiten, 
und eine gründliche Arbeit wird mit jeder ver⸗ 
lorenen Sitzung fraglicher, zumal die Kammer 
unter der Nothwendigkeit ſteht, vor Ablauf der 
bewilligten vorläufigen drei Zwölftel das Budget 
für 1888 zu Stande bringen zu müſſen. Am 
31. März läuft dieſe Friſt ab. Der Kammer 
liegen drei verſchiedene Buodgetentwürfe vor, ab⸗ 
geſehen von dem Entwurfe Dauphin, der zum 
Sturze des Kabinets Goblet führte: 1) das 
Budget des Ausſchuſſes, über das Noes Gupot 
den allgemeinen Bericht abſtatten wird und das 
die Getränkſteuer gründlich umgeſtalten und die 
Erbſchaftsſteuer nicht will; 2) das Budget Tirard, 
das die Erbſchaftsſteuer unberührt läßt, aber in 
der Getränkeſteuer eine Reihe einzelner Verände 
rungen anbringen will; 3) das Budget Rouvpier, 
welches das Gleichgewicht blos durch Erſparniſſe 
herſtellen will. Außer Tirard, Peytral und Moes 
Guyot find bereits fünfzehn Redner eingejchrie- 
ben, 8 von der Linken, 7 von der Rechten, ab⸗ 
geſehen von Rouvier, Allain Targe und Ribot, 
die ohne Zweifel auch ſich einmiſchen werden. 
Die Radikalen verlangen elne gründliche Durch⸗ 
arbeitung der Budgetfragen und behaupten, dies 
jet leichter, als es ſcheine, da der Budget⸗Aus⸗ 
ſchuß tüchtig vorgearbeltet habe; aber Tirard 
müſſe geopfert werden, das ſei nicht der Mann 
der Lage. Leroy Beaulleu warnt im „Journal 
des Debats“ vor dem Irrthum, als könne man 
in Zeiten der Fehlbeträge und der inneren und 
äußeren Schwierigkeiten große Budgetreformen zu 
Stande bringen, während der orleaniſtiſche „So⸗ 
leil“ das alte Lied von der „Verſchleudzrung der 
Frucht der Arbeit des Volkes unter der Repu⸗ 
blik“ anſtimmt und nachzuwelſen ſucht, daß im 
vollen Frieden die jährlichen Ausgaben um 600 
Millionen vermehrt worden ſeien: „Vor dem 
Kriege betrugen die Laſten der franzöſiſchen Be⸗ 
ſteuerten 1900 Millionen, wie das letzte regel 
mäßige Budget des Kaiſerthums von 1869 be- 
weil. Nach dem Kriege ſtiegen Einnahmen und 
Ausgaben auf 2½ Milliarden, Zunahme 600 
Milionen. Gegenwärtig betragen die Ausgaben 
3700 Millionen, die einen Fehlbetrag von 700 
Millionen verurſachen, Zunahme 1200 Millionen.“ 
„Soleil“ ſchließt jo: „Wie man flieht, haben 
Krieg und Invaſton die jährliche Steuerlaſt um 
600 Millionen, die Finanzwirthſchaft der Repu⸗ 
blik dieſelbe aber um 1 Milliarde und 200 
Millionen vermehrt.“ 

Die Deputirten nehmen die Sache jedoch 
weniger ernſt als die Vertreter der drei verſchte⸗ 
denen Budgetvorlagen, Zirard, Guyot und Rou⸗ 
vier, und ſo wird allem Anſchein nach der Zu⸗ 
fall einen großen Spielraum erhalten, und da 
der Budgetausſchuß ſtärker iſt als Tirard, könnte 
das lecke Schiff des Kabinets Tirard ſcheitern, 
oder es wird, wenn Carnot dite vorzieht, zur 
Auflöſung der Deputirtenkammer kommen. 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 26. Januar. Der Hauptgewinn 
(600,000 Mark) der preußtſchen Klaſſen⸗Lotterle 
fiel geſtern auf Nr. 146,385 in die Kollekte des 
Herrn Lübcke in Berlin. 

— Auf die heute, Donnerſtag, ſtatl findende 
Zyklus-Vorſtellung „Zampa“, oder: „Die Mar- 
morbraut“, machen wir das Theaterpublikum be- 
ſonders aufmerkſam, umſomehr, als Herr Direktor 
Cabiſius als Zampa wieder in einer ſeiner 
Glanzpartien vor uns tritt. Die Bons für die 
Zyklus-Vorſtellungen werden nunmehr, um die 
Frequenz der Abendkaſſe nicht zu ſehr zu ſtören, 
jetzt nur mehr am jeweiligen Vormittag in den 
bekannten Kaſſenſtunden umgetauſcht. Morgen, 
Freitag, wiederholt Herr Auguſt Junker ⸗ 
mann auf allgemeinen Wunſch „Ut de Fran⸗ 
zoſentid“ und „Jochen Päſel“. 

— Ein Armbruch, welchen ſich der verletzte 
Fabrikarbeiter in der Fabrik gelegentlich einer 
Rauferei mit einem feiner Mitarbeitec bei einem 
Fall auf die Erde zugezogen hat, iſt in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Schiedsgericht durch Rekurs⸗ 
Entſcheldung des Reichs⸗Verſicherungsamts vom 
22. November v. J. (455) für einen Betriebs- 
unfall nicht erachtet worden. 


Kunſt und Literatur. 

Theater für heute. Stadttheater: 
Zweiter Zyklus hiſtoriſcher Opern⸗Abende. Dritter 
Abend. „Zampa“, oder: „Die Marmorbraut.“ 
— Bellevuetheater: Zu halben Preiſen 
(Parquet 50 Pf.). „Die Burgruine.“ „Die 
Augen der Liebe." * 
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Vermiſchte Nachrichten. 

Berlin, 24. Januar. Vom Ordens feſte 
werden noch folgende Einzelheiten berichtet: Kö⸗ 
nigliche Hofbeamte in goldborbiiten braunen 
Fräcken, den Galanterledegen an der Seite, be⸗ 
fehligten das Heer der Diener in der blauen 
Livres mit dem Adlerſaum. Die Tafel bot mit 
ihrem reichen Gold⸗ und Blumenſchmuck einen 
entzückenden Anblick. Da ſah man außer drei 
großen goldenen Tafelaufſätzen mit je fünf Scha⸗ 
len antik geformte Weihbecken, Vaſen, acht herr⸗ 
liche goldene Blumenſchalen und ſchlanke Säulen 
mit ſchwebenden Engelgeſtalten, mit Lorbeerkranz 
und langem Palmwedel verziert — eine Anord- 
nung, welche noch aus der Zeit der Königin 
Luiſe pietätvoll beibehalten fein fol, Bald nach 
12 Uhr begann der Strom der Geladenen ſich 
in die Kapelle zu ergleßen. Einſam ſchritt Geaf 
Moltke durch den Saal. Endlich nahte der Hof. 
Voran ſchritt der Kronprinz von Griechenland 
— eine ſehr jugendliche Erſcheinung mit röth⸗ 
lichem Schnurrbartanflug —, welcher die Prin⸗ 
zeſſtn Wilhelm führte. Die ſchwere pelzverbrämte 
Atlasſchleppe mit eingewirkten Adlern trug der 
Prinzeſſin ein Page. Prinz Wilhelm mit der in 
blau Atlas gekleideten Peinzeſſin Friedrich Karl 
und Prinz Leopold mit der Prin zeſſin Albrecht 
in blauem Sammt und breiter Säberſtickerel 
folgten. Im Weißen Saal und in den angrenzen⸗ 
den Gemächern begann man ſich nach 1 Uhr zur 
Tafel nieterzujegen, Alle Stände und Berufs⸗ 
llaſſen waren hier vertreten, und jo konnte man 
in den langen Reihen der Gäſte des Kaiſers 
Subalternbeamte ihren höchſten Vorgeſetzten, ein⸗ 
fache Soldaten reich mil Orden geſchmückten Ge ⸗ 
nerälen gegenüber ſitzen ſehen. Schutz len un 
Gendarmen ſaßen dem Grafen Hebe Mismarck, 
Staateſekretär Hofmann u. f. w. gegenüber, 
Nicht weit vom Grafen Moltle keunte man einen 
Einjährigen kemerken Wang allein hatte fi 
Moltke feinen Platz geſucht und ſtill vor ſich hin 
grübelnd harrte er der Ankunft des Hofes. 
Zweimal pechen die drei Schläge des Zer⸗monien⸗ 
meiſters auf dem Parquet, und der Hof naht 
wieder, nimmt an der Tafel Platz. Die Pagen 
breiten dienſtfertig die langen Schleppen der Da⸗ 
men über die Stühle. Pie Wilhelm und ſeſ 
Gemahlin nickten freundlich zum Grafen Mol 
hinüber. Prin Wilpelm plaudert während der 
Tafel ſehr an gelegentlich mii dem Kronprinzen 
von Griechenland und ſchlen ebenſo wie jr' 
Gemahlin in heiterer Stimmung zu fein. G 
über dem ſtreitbaren Herrn v. Kletſt⸗Retzow und 
dem Chef der Admiralttät v. Caprivi ſaß, 1 Norbe⸗ 
letter Soutane, Fürſtbiſchof Kopp zwiſchen ez gr. 
lieblichen Blondine und einer ſchönen ſchwarz⸗ 
äugigen Brünetten. Der Klirchenfürſt, deſſen feine, 
geiſtvolle Konverſationegabe gerühmt wird, ſchien 
feine beiden reizenden Nachbarinnen aufs beſte zu 
unterhalten. 

— Ein reicher Bürger in Chicago, John 
G. Furber, welcher mehrere Jahre die Hochſchulen 
von Berlin und Heidelberg beſuchte, ſoll nach der 
Rückkehr in feine Heimathſtadt einen Betrag n 
fünf Millionen Mark zur Errichtung einer Unt- 
verfität geſchenkt haben, welche nach deulſchem 
Muſter eirgerichtet und geleitet werden ſoll. 
Verantwortlicher Redakteur: W. Sievers in Stettin. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 25. Januar. Die dieſſeitige, ſowie 

die ungarſſche Regierung haben im Reichs rath⸗ 

bez. im ungariſchen Parlament den Handels ver⸗ 
trag mit Deutſchland nunmehr eingebracht. 

Preßburg, 24. Januar. Heute explodirte 
in der Zürndorfer Dynamitfabrik auf bis jept 
nicht aufgeklärte Weife eine Anzahl von Dyna⸗ 
mitpatronen. Drei Arbeiterinnen wurden getödtet, 
mehrere andere verwundet. 

Paris, 24. Januar. Der „Agence Havas“ 
wird aus Nancy vom geſtrigen Tage gemeldet, 
daß der Zwiſchenfall von Trieux als gänzlich un⸗ 
erheblich betrachtet werde; der deutſche Grenz⸗ 
aufſeher bezeugte, Barbarot ſel auf deutſches Ge⸗ 
biet getreten, um zu jagen, der Forſtwart Bar⸗ 
barot leugnet dies und behauptet, er habe den 
ganzen Tag hindurch keinen einzigen Schuß ge- 
than und der Kampf habe begonnen, als der 
Grenzwächter ihn nach Fontenay habe führen 
wollen, um ihn zu Protokoll zu nehmen. 

„Petit Journal“ meldet, daß der Marine; 
miniſter den Behörden in den Seehäfen befohlen 
hat, die Arbeiter ſofort wieder zu entlaſſen. 

Paris, 24. Januar. Die Regierung er⸗ 
hielt den Bericht des Präfekten über den Vorfall 
von Trieur; aus demſelben geht hervor, daß 
Barbarot feinem Charakter nach kein großes Ver⸗ 
trauen verdient. 

Petersburg, 25. Januar. Der Botſchafter 
Schuwalow wird Ende diefer Woche auf feinen 
Berliner Poſten zurückkehren. 

Der frühere Lieutenant in der bulgariſchen 
Armee, Kiſchelsky, if als Sekonde-Lleutenant in 
die ruſſiſche Armee eingeſtellt worden. 

Reval, 25 Januar. Die Rhede iſt elefrei 
geworden; mehrere Dampfer aus Baltiſchport be ⸗ 
finden ſich auf dem Wege hierher. 

Bukareſt, 24 Januar. Die Wahlmänner⸗ 
wahlen für die Deputirtenwahlen des dritten 
Wahlkollegiums find faſt durchweg zu Gunſten 
der Regterung ausgefallen. 


Waſſerſtands⸗ Bericht. 

Stettin, 25. Januar. Im Hafen 0,48 
Meter, im Revier 17 Fuß 3 Zoll. Wind: SW. 
— Poſen, 24. Januar. Warthe: 0,92 Meter. 
— Breslau, 24. Januar. Oberpegel 4,82 
Meter, Mittelpegel 3,42 Meter, Unterpegel 0,12 
Meter unter Null. 


2 
— 


